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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Zweiter Bericht über die Erfahrungen mit dem Verfahren gemäß 
§§ 5 bis 7 des Gesetzes über befriedete Bezirke 
für Verfassungsorgane des Bundes 


Gemäß § 9 des Gesetzes über befriedete Bezirke für Ver- 
fassungsorgane des Bundes (BefBezG) erstattet das Bun- 
desministerium des Innern dem Deutsehen Bundestag den 
naehfolgenden Berieht über die Erfahrungen mit dem 
Verfahren gemäß §§ 5 bis 7 BefBezG: 

I Einleitung 

Mit Gesetz vom 20. Juni 2003 (BGBl. I, S. 864) hat der 
Gesetzgeber die ursprünglieh bis zum 30. Juni 2003 gel- 
tende Befristung des BefBezG aufgehoben. Das BefBezG 
gilt seitdem zeitlieh uneingesehränkt. § 9 BefBezG ver- 
pfliehtet das Bundesministerium des Innern, dem Deut- 
sehen Bundestag jeweils binnen eines Jahres naeh der 
konstituierenden Sitzung des Deutsehen Bundestages ei- 
nen Berieht über die Erfahrungen mit dem Verfahren ge- 
mäß §§ 5 bis 7 BefBezG vorzulegen. Der vorliegende Be- 
rieht erstreekt sieh auf den Zeitraum vom 1. Oktober 
2002 bis zum 31. August 2006. In Vorbereitung der 
Erstellung des Berichts wurden die Verwaltungen des 
Deutschen Bundestages, des Bundesrates und des Bun- 
desverfassungsgerichts, die Senatsverwaltung für Inneres 
des Landes Berlin und das Innenminisferium Baden- 
Württemberg beteiligt. 

II Erfahrungen Im Berichtszeitraum 

Bei der Prüfung von Zulassungsanträgen nach § 5 Abs. 1 
BefBezG stand die exante-Betrachtung der Gewährleis- 
tung des freien Zugangs zum Dienstgebäude und der kör- 
perlichen Integrität der Mitglieder der Verfassungsorgane 
im Mittelpunkt der Überprüfung. Die Besorgnis einer Be- 
einträchtigung der Arbeits- und Funktionsfähigkeit der 
Verfassungsorgane wurde nur in den Fällen bejaht, in 
denen aufgrund der Umstände der beantragten Versamm- 
lungen (konkreter Ort, Zeitpunkt, Form oder Größen- 
ordnung) an Sitzungstagen mit hinreichender Wahr- 
scheinlichkeit nicht nur unerhebliche Auswirkungen auf 
die Arbeits- und Funktionsfähigkeit zu befürchten waren. 


Mit Ausnahme von sieben Fällen konnten die betreffen- 
den Versammlungen unter Auflagen zugelassen werden. 

Die Tätigkeit der geschützten Organe wurde im Berichts- 
zeitraum durch Versammlungen und Aufzüge in den be- 
friedeten Bezirken der Verfassungsorgane des Bundes 
nicht beeinträchtigt. Auch bei größeren Versammlungen 
konnten die Polizeibehörden den freien Zugang zu den 
betreffenden Gebäuden und die körperliche Integrität der 
Mitglieder der Verfassungsorgane gewährleisten. Über- 
griffe oder Ausschreitungen, die eines massiven Polizei- 
einsatzes bedurft hätten, waren nicht zu verzeichnen. 

Die Möglichkeit der Auflagenerteilung nach § 5 Abs. 2 
BefBezG wurde genufzf, um eine Beeinfrächtigung der 
Arbeifsfähigkeit der Verfassungsorgane auszuschließen. 
Bezüglich der Fallzahlen wird auf die als Anlage zum Be- 
richt beigefügte Statistik Bezug genommen. Gegenstand 
der Auflagen waren insbesondere Festlegungen des kon- 
kreten Versammlungsraums im befriedeten Bezirk. Hier- 
durch konnte der ungehinderte Zugang zu den Dienstge- 
bäuden gewährleistet werden. 

In der Praxis hat sich das nach § 6 BefBezG zur Erteilung 
des Einvernehmens vorgesehene Abstimmungsverfahren 
zwischen den Präsidenten der Verfassungsorgane und 
dem Bundesministerium des Innern grundsätzlich be- 
währt. Der entstehende Verwaltungsaufwand erscheint im 
Hinblick auf das zu schützende Rechtsgut angemessen. 
Die Berücksichtigung von Erkenntnissen der Sicherheits- 
behörden und die Einbindung der jeweils zuständigen 
Versammlungsbehörde werden durch das Bundesministe- 
rium des Innern sichergestellt. Die als Soll- Vorschrift aus- 
gesfaltefe Regelung des § 7 BefBezG, nach der Anfräge 
auf Zulassung von Versammlungen späfesfens sieben 
Tage vor dem beabsichtigfen Termin beim Bundesminis- 
ferium des Innern einzureichen sind, haf sich im Wesenf- 
lichen als praxisgerecht erwiesen. Die Kontakte und 
Informationswege zwischen den beteiligten Stellen sind 
so ausgestaltet, dass in der Regel auch kurzfristige An- 
träge noch beschieden werden konnten. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 24. Oktober 2006 gemäß § 9 des Gesetzes über 
befriedete Bezirke für Verfassungsorgane des Bundes. 
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Aus Sicht der Bundesregierung wird keine Änderung des 
Verfahrens zur Zulassung von Versammlungen in den be- 
friedeten Bezirken der Verfassungsorgane des Bundes für 
erforderlich gehalten. Das bestehende Regelwerk trägt 


den Belangen des Schutzes der Verfassungsorgane des 
Bundes und der besonderen Bedeutung der Versamm- 
lungsfreiheit insgesamt angemessen Rechnung. 



Statistik - Übersicht der Versammlungen im befriedeten Bezirk 
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Versammlungen und Aufzüge, die beide befriedeten Bezirke betrafen 
hiervon 74 Versammlungen vor dem Bundeskanzleramt 
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